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KURZE BEGRÜNDUNG

Mit der folgenden kurzen Reihe von Änderungsvorschlägen soll der Eigenmittelbeschluss im 
Hinblick auf die Verhandlungen über die erste Säule der OECD-Vorschläge zukunftssicher 
gemacht und an die jüngsten Entwicklungen auf europäischer und internationaler Ebene 
angepasst werden. Die vorgeschlagenen Änderungen spiegeln den jüngsten Kompromisstext 
des Rates zur Richtlinie über die Einführung eines globalen Mindeststeuersatzes für 
multinationale Konzerne in der Europäischen Union wider, insbesondere die Hinzufügung der 
Erwägungen 21a und 21b sowie des Artikels 55a. Die vorgeschlagenen Änderungen spiegeln 
auch die früheren Standpunkte wider, die auf Ebene des Europäischen Parlaments 
angenommen wurden, insbesondere den Initiativbericht über die Besteuerung der digitalen 
Wirtschaft.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Haushaltsausschuss, 
folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Dieser Beschluss stellt einen 
wichtigen Schritt bei der Umsetzung des 
Fahrplans für die Einführung neuer 
Eigenmittel dar. Im Anschluss an ihn 
sollten zusätzliche und ergänzende 
Initiativen ergriffen werden, um 
sicherzustellen, dass die Einnahmen aus 
den neuen Eigenmitteln zumindest für die 
Zahlung der Zinsen und die Tilgung der 
Schulden im Zusammenhang mit 
NextGenerationEU ausreichen und dass 
die breit auftretenden finanziellen 
Auswirkungen für alle Mitgliedstaaten 
akzeptabel sind.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(2a) In Anbetracht der in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
16. Dezember 2020 eingegangenen 
Verpflichtung und der Notwendigkeit, 
einen angemessenen Betrag an neuen 
Eigenmitteln für die Rückzahlung des 
Aufbauinstruments der Europäischen 
Union vorzulegen, hat sich die 
Kommission verpflichtet, bis Ende 2023 
einen Vorschlag für einen zweiten Korb 
neuer Eigenmittel vorzulegen. In diesem 
Zusammenhang hat sich die Kommission, 
wie in der Mitteilung der Kommission 
vom 20. Mai 2021 über eine 
Unternehmensbesteuerung für das 21. 
Jahrhundert bekräftigt, verpflichtet, 
zusätzliche neue Eigenmittel 
vorzuschlagen, die eine 
Finanztransaktionssteuer und eine an den 
Unternehmenssektor gebundene 
Eigenmittelquelle umfassen könnten.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2b) Die Einnahmen müssen durch 
neue Eigenmittel erhöht werden, um die 
Rückzahlungskosten von 
NextGenerationEU und den Klima-
Sozialfonds, der in den MFR integriert 
werden soll, abzudecken. Aus rechtlicher 
und technischer Sicht stellen die drei 
neuen Eigenmittel jedoch unter 
vollständiger Einhaltung des Grundsatzes 
der Gesamtdeckung der Einnahmen 
allgemeine Einnahmen dar.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 5
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Um eine übermäßig regressive 
Wirkung auf die Beiträge aus dem 
Emissionshandel zu vermeiden, sollte für 
infrage kommende Mitgliedstaaten ein 
Höchstbeitrag festgelegt werden. Für den 
Zeitraum 2023 bis 2027 kommen 
Mitgliedstaaten infrage, deren pro-Kopf-
Bruttonationaleinkommen ausgedrückt in 
Kaufkraftstandards und berechnet anhand 
von Unionsdaten für 2020 unter 90 % des 
EU-Durchschnitts liegt. Für den Zeitraum 
2028 bis 2030 sollte das Pro-Kopf-
Bruttonationaleinkommen im Jahr 2025 
verwendet werden. Der Höchstbeitrag 
sollte ermittelt werden, indem die Anteile 
der Mitgliedstaaten an den gesamten EHS-
Eigenmitteln mit den Anteilen dieser 
Mitgliedstaaten am 
Bruttonationaleinkommen der Union 
verglichen werden. Für alle Mitgliedstaaten 
sollte ein Mindestbeitrag festgelegt 
werden, wenn ihr Anteil am Gesamtbetrag 
der EHS-Eigenmittel weniger als 75 % 
ihres Anteils am Bruttonationaleinkommen 
der Union beträgt.

(5) Um eine übermäßig regressive 
Wirkung auf die Beiträge aus dem 
Emissionshandel zu vermeiden, sollte für 
infrage kommende Mitgliedstaaten ein 
Höchstbeitrag bis 2030 festgelegt werden. 
Für den Zeitraum 2023 bis 2027 kommen 
Mitgliedstaaten infrage, deren pro-Kopf-
Bruttonationaleinkommen ausgedrückt in 
Kaufkraftstandards und berechnet anhand 
von Unionsdaten für 2020 unter 90 % des 
EU-Durchschnitts liegt. Für den Zeitraum 
2028 bis 2030 sollte das Pro-Kopf-
Bruttonationaleinkommen im Jahr 2025 
verwendet werden. Der Höchstbeitrag 
sollte ermittelt werden, indem die Anteile 
der Mitgliedstaaten an den gesamten EHS-
Eigenmitteln mit den Anteilen dieser 
Mitgliedstaaten am 
Bruttonationaleinkommen der Union 
verglichen werden. Für alle Mitgliedstaaten 
sollte ein Mindestbeitrag festgelegt 
werden, wenn ihr Anteil am Gesamtbetrag 
der EHS-Eigenmittel weniger als 75 % 
ihres Anteils am Bruttonationaleinkommen 
der Union beträgt.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Im Oktober 2021 erzielte der 
inklusive Rahmen der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung und der G20 zur Bekämpfung 
der Gewinnverkürzung und 
Gewinnverlagerung eine Einigung über die 
Zuweisung von 25 % der Residualgewinne 
großer multinationaler Unternehmen 
oberhalb der Rentabilitätsschwelle von 
10 % an die teilnehmenden Länder bzw. 
deren Hoheitsgebiete, in denen sich die 
Märkte befinden (im Folgenden „Säule-1-
Abkommen des inklusiven Rahmens der 

(7) Im Oktober 2021 erzielte der 
inklusive Rahmen der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung und der G20 zur Bekämpfung 
der Gewinnverkürzung und 
Gewinnverlagerung eine Einigung über die 
Zuweisung von 25 % der Residualgewinne 
großer multinationaler Unternehmen 
oberhalb der Rentabilitätsschwelle von 
10 % an die teilnehmenden Länder bzw. 
deren Hoheitsgebiete, in denen sich die 
Märkte befinden (im Folgenden „Säule-1-
Abkommen des inklusiven Rahmens der 
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OECD/G20“). Für die Eigenmittel sollte 
ein einheitlicher Abrufsatz auf den den 
Mitgliedstaaten [gemäß der Richtlinie zur 
Umsetzung der globalen Vereinbarung 
über die Neuzuweisung von 
Besteuerungsrechten] neu zugewiesenen 
Anteil an den Residualgewinnen 
multinationaler Unternehmen angewendet 
werden.

OECD/G20“). Für die Eigenmittel sollte 
ein einheitlicher Abrufsatz auf den den 
Mitgliedstaaten [gemäß der Richtlinie zur 
Umsetzung der globalen Vereinbarung 
über die Neuzuweisung von 
Besteuerungsrechten] neu zugewiesenen 
Anteil an den Residualgewinnen 
multinationaler Unternehmen angewendet 
werden. Trotz anfänglicher 
Verzögerungen sollte sich die Union 
bemühen, beide Teile des OECD-
Abkommens so bald wie möglich 
umzusetzen.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Die erfolgreiche Umsetzung des 
Säule-1-Abkommens des inklusiven 
Rahmens der OECD/G20 auf 
internationaler Ebene durch bestimmte 
wichtige Drittländer ist nicht 
gewährleistet. Wie der Rat (Wirtschaft 
und Finanzen) deutlich gemacht hat, 
müssen die Kommission und die 
Mitgliedstaaten die Lage regelmäßig neu 
bewerten und erforderlichenfalls einen 
Gesetzgebungsvorschlag zur Einführung 
einer Digitalabgabe oder einer 
vergleichbaren Maßnahme vorlegen, 
wenn keine Fortschritte bei der 
Umsetzung des Säule-1-Abkommens des 
inklusiven Rahmens der OECD/G20 
erzielt werden. Sollten bis Ende 2023 
eindeutig keine Fortschritte erzielt 
werden, sollte eine Digitalabgabe erhoben 
oder ein vergleichbarer Vorschlag 
vorgelegt werden. Die OECD strebt an, 
dass das multilaterale Übereinkommen 
zur Umsetzung des Säule-1-Abkommens 
des inklusiven Rahmens der OECD/G20 
im Jahre 2024 in Kraft tritt. Sofern sich 
der Zeitplan der OECD nicht aufgrund 
technischer Schwierigkeiten bei dem 
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Dossier ändert, sollte deshalb ein solcher 
Gesetzgebungsvorschlag vorgelegt 
werden, wenn dieses multilaterale 
Übereinkommen nicht bis zum 
31. Dezember 2024 von einer kritischen 
Masse von Ländern ratifiziert wird. Eine 
solche Digitalabgabe oder eine 
vergleichbare Maßnahme sollte dann als 
Eigenmittel der Union betrachtet werden, 
um bis 2026 Einnahmen zu erzielen. Ein 
globales Abkommen ist jedoch einem 
einseitigen Vorgehen der Union eindeutig 
vorzuziehen.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8a) Die Einnahmen für den 
Unionshaushalt auf der Grundlage der 
Kommissionsvorschläge für die 
Umsetzung des Säule-1-Abkommens des 
inklusiven Rahmens der OECD/G20 
dürften zwischen 2,5 und 4 Mrd. EUR pro 
Jahr betragen.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 8 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8b) Nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments erfordert die Annahme dieses 
Beschlusses Einstimmigkeit im Rat. 
Dieser Beschluss sollte in Kraft treten, 
nachdem die Mitgliedstaaten die 
Verfahren für seine Billigung im 
Einklang mit ihren jeweiligen 
verfassungsrechtlichen Vorschriften 
abgeschlossen haben.
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Änderungsantrag 9

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe b
Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe f

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

„f) Einnahmen, die sich aus der 
Anwendung eines einheitlichen 
Abrufsatzes in Höhe von 75 % der 
Einnahmen aus dem Verkauf von 
Zertifikaten im Rahmen des CO2-
Grenzausgleichssystems gemäß der 
Verordnung (EU) [XXX] des Europäischen 
Parlaments und des Rates3 ergeben.“

„f) Einnahmen, die sich aus der 
Anwendung eines einheitlichen 
Abrufsatzes in Höhe von [X %] der 
Einnahmen aus dem Verkauf von 
Zertifikaten im Rahmen des CO2-
Grenzausgleichssystems gemäß der 
Verordnung (EU) [XXX] des Europäischen 
Parlaments und des Rates3 ergeben.

_________________ _________________
3 Verordnung (EU) [XXX] des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einführung eines CO2-
Grenzausgleichssystems.

3Verordnung (EU) [XXX] des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einführung eines CO2-
Grenzausgleichssystems.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c
Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe g

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

„g) Einnahmen, die sich aus der 
Anwendung eines einheitlichen 
Abrufsatzes von 15 % auf den den 
Mitgliedstaaten neu zugewiesenen Anteil 
am Residualgewinn multinationaler 
Unternehmen [gemäß der Richtlinie zur 
Umsetzung der globalen Vereinbarung 
über die Neuzuweisung von 
Besteuerungsrechten4] ergeben”

„g) Einnahmen, die sich aus der 
Anwendung eines einheitlichen 
Abrufsatzes von 15 % auf den den 
Mitgliedstaaten neu zugewiesenen Anteil 
am Residualgewinn multinationaler 
Unternehmen [gemäß der Richtlinie zur 
Umsetzung der globalen Vereinbarung 
über die Neuzuweisung von 
Besteuerungsrechten4] ergeben, unter der 
Voraussetzung, dass das Säule-1-
Abkommen des inklusiven Rahmens der 
OECD/G20 bis zum 31. Dezember 2024 
durch eine kritische Masse von Ländern 
umgesetzt worden ist.
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Änderungsantrag 11

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c a (neu)
Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053
Artikel 2 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) In Absatz 1 wird folgender 
Unterabsatz angefügt:
„Wenn Unterabsatz 1 Buchstabe g keine 
Anwendung findet, gelten Einnahmen aus 
der Erhebung einer Digitalabgabe oder 
aus einer vergleichbaren Maßnahme in 
den Mitgliedstaaten gemäß [der Richtlinie 
zur Einführung einer Digitalabgabe oder 
einer vergleichbaren Maßnahme in der 
Union] als Eigenmittel, die in den 
Haushaltsplan der Union eingestellt 
werden.“ 

Änderungsantrag 12

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 2 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c gilt ab dem Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben c und ca 
gelten ab dem

Änderungsantrag 13

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 2 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ersten Tag des Geltungsbeginns der 
[Richtlinie zur Umsetzung der globalen 
Vereinbarung über die Neuzuweisung von 
Besteuerungsrechten] oder

ersten Tag des Geltungsbeginns der 
[Richtlinie zur Umsetzung der globalen 
Vereinbarung über die Neuzuweisung von 
Besteuerungsrechten] oder ersten Tag des 
Geltungsbeginns der [Richtlinie zur 
Einführung einer Digitalabgabe oder 
einer vergleichbaren Maßnahme in der 
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